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Steuerpolitik

Vorteil für Hausbesitzer und Gutverdiener

Über zwei Steuervorlagen wird die Bevöl­
kerung in den nächsten zwölf Monaten  
vermutlich abstimmen: Im September  

wird entschieden, ob Wohneigentümer den 
Eigenmietwert nicht mehr versteuern müssen. 
Und im nächsten Jahr wird die Bevölkerung über 
einen Systemwechsel bei der Ehepaarbesteue­
rung abstimmen, sofern das Referendum der 
Mitte gegen die Einführung einer Individual­
besteuerung zustande kommt. 

Beide Vorlagen haben drei Gemeinsamkeiten. 
Erstens schaffen sie mehr Ungleichbehandlungen, 
als sie beseitigen. Sowohl beim Eigenmietwert als 
auch bei der Ehepaarbesteuerung liessen sich die 
bestehenden Probleme einfach und ohne System­
wechsel beseitigen – was viele Kantone denn auch 
tun. So kann beispielsweise die Besteuerung des 
Eigenmietwerts für Personen im Pensionsalter mit 
wenig Bareinkommen begrenzt werden. Zweitens 
zwingen beide Vorlagen die Kantone, ihre Steuer­
gesetze anzupassen. Das wird in allen Kantonen 
zu steuerpolitischen Auseinandersetzungen und 
zu Steuerausfällen führen. Und drittens werden 
beide Vorlagen zur Folge haben, dass die Mehr­
wertsteuer noch stärker erhöht werden muss,  
als dies ohnehin der Fall ist.

Mehr Ungleichheit: Die Abschaffung des 
Eigenmietwerts entlastet schuldenfreie Besitzer 
von selbst genutztem Wohneigentum. Mieter 
profitieren von der Reform nicht. Sie können  
die Mieten nicht vom steuerbaren Einkommen 
abziehen. Negativ betroffen sind künftig auch 
Neuerwerber von Wohneigentum. Sie werden 
ihre Schuldzinsen nur noch sehr begrenzt vom 
Einkommen abziehen können. Das wird zu 
einem sozialpolitischen Problem werden, sobald 
die Zinsen wieder steigen. Die Reform entlastet 
somit die heutigen Eigentümer, belastet werden 
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Ungerechtigkeiten, als sie beseitigt. Insbesondere 
werden traditionell lebende Ehepaare erheblich 
höhere Steuern bezahlen müssen, während 
Ehepaare mit zwei hohen Löhnen deutlich ent­
lastet werden. Der Steuerrechner des «Tages-
Anzeigers» ermöglicht Vergleiche, und die sind 
krass: Eine Familie mit zwei Kindern und einem 
Haushaltseinkommen von 180 000 Franken 
bezahlt nur noch Bundessteuern in Höhe von 
rund 1350 Franken, wenn das Einkommen je 

hälftig von den Partnern erarbeitet wird. Den 
sechsmal höheren Betrag oder rund 8500 Fran­
ken Bundessteuern muss die Familie bezahlen, 
wenn das Einkommen nur von einem der Partner 
stammt. Gewinner der Reform sind aber vor 
allem Ehepaare mit Einkommen von über 
400 000 Franken. Sie sparen Tausende von Fran­
ken allein bei der direkten Bundessteuer. Diese 
Ungleichbehandlungen werden sich noch ver­
schärfen, weil die Kantone gezwungen werden, 
den Systemwechsel ebenfalls zu vollziehen.

Höhere Mehrwertsteuer: Beide Vorlagen 
stammen aus einer Zeit, in welcher der Bund 
genug Geld für unnötige und teure Reformen 
hatte. Die Abschaffung des Eigenmietwerts kostet 
den Bund rund 400 Millionen Franken, die 
Einführung der Individualbesteuerung rund 600 
Millionen. Auch ohne diese kostspieligen Refor­
men fehlen dem Bund in den nächsten Jahren 
rund 3 bis 4 Milliarden Franken. Deshalb will der 
Bundesrat mit einem Entlastungspaket 2,5 bis  
3 Milliarden Franken einsparen. 

Vor diesem Hintergrund ist zu erwarten,  
dass diese Einnahmeausfälle eine Erhöhung  
der Mehrwertsteuer zur Folge haben werden. 
Diese soll gemäss dem Vorschlag des Bundesrats 
bereits um 0,7 Prozentpunkte erhöht werden, um 
die 13. AHV-Rente zu finanzieren. Werden die 
zwei Steuervorlagen von der Bevölkerung ange­
nommen, ist mittelfristig mit 0,3 zusätzlichen 
Prozentpunkten zu rechnen. Damit wird die 
Umverteilung sichtbar: Die gesamte Bevölkerung 
finanziert Steuererleichterungen für Eigenheim­
besitzer und für Ehepaare mit sehr hohen Ein­
kommen.

Sprache

D ie Wirklichkeit verschwimmt vor unseren 
Augen. Früher galt: Nichts ist nur schwarz, 
nichts ist nur weiss. Heute stellen wir fest, 

dass es aber auch kein Grau mehr gibt. Wo im 
gesellschaftlichen Diskurs früher Toleranz und 
Kompromiss geherrscht haben, reagiert neu die 
Polarisierung. Damit ist subjektiv alles schwarz 
oder weiss. Nur nicht für alle gleich.

Kommt hinzu: Manche wollen, dass wir 
Schwarz nicht mehr Schwarz nennen und Weiss 
nicht mehr Weiss. Und ganz fatal: Andere leug­
nen, wenn Daten schwarz oder weiss sind, und 
benennen sie andersherum weiss oder schwarz. 

Nein, diese Aussagen sind nicht die Folge 
eines Sonnenstichs. Das ist der Zustand unseres 
gesellschaftlichen Dialogs im Jahr 2025. Unsere 
Sprache löst sich auf, unsere Logik wird ver­
leugnet, unsere Daten werden angezweifelt. 
Sprache, Logik, Daten sind aber nicht beliebig. 
Sie sind die Grundlage unserer Gemeinschaft 
und damit unserer sozialen Existenz.

Spätestens seit dem Beginn des vergangenen  
Jahrhunderts wissen wir, dass Sprache unsere 
Wahrnehmung und damit unsere Weltsicht 
beeinflusst. Wer die Sprache definiert, hat Macht 
im gesellschaftlichen Diskurs.

Sprache ist wichtiger geworden als Inhalt, weil 
Sprache unsere Haltung ausdrückt und Haltung 
unsere Zugehörigkeit zu unserer sozialen Gruppe 
definiert. Passt uns eine Nachricht nicht, ignorie­
ren wir sie oder verdrehen sie gar ins Gegenteil. 
Wer will schon sozial nicht mehr dazugehören?

Bedroht die neue Information unsere Welt­
sicht nachhaltig, dann canceln wir die Quelle. 
Jüngst geschehen mit der Chefin des U. S. Bureau 
of Labour Statistics (BLS). Dieses hatte angesichts  
neuer Daten die Schätzungen für die Arbeits­
marktentwicklung der letzten Monate korrigieren 
müssen. Schlussfolgerung? Der US-Arbeitsmarkt 
läuft seit Amtsantritt von Präsident Donald 
Trump nicht mehr. Folge? Die Chefin des BLS 
wurde fristlos entlassen, und die Daten wurden 
einfach als falsch qualifiziert.

Das Signal ist verheerend. Die Datenbasis des 
politischen Diskurses wird beliebig. Die Wirklich­
keit zu beschreiben, wie sie ist, wird gefährlich. 

Nicht nur Daten werden angezweifelt. Auch 
grundlegende wissenschaftliche Erkenntnisse 
werden infrage gestellt. So will an der Wall Street 
kaum noch einer glauben, dass es jemals brauch­
bare Aussagen der Ökonomie zu den wichtigen 
volkswirtschaftlichen Zusammenhängen 
gegeben hat. Dass Zölle den Wohlstand eines 
Landes mindern, wurde immer wieder nach­
gewiesen. Dass sie mit etwas Verzögerung zu 
einer Mischung aus höherer Inflation und tiefe­
ren Unternehmensgewinnen führen, ist bekannt. 

Und doch wollen die Finanzmärkte davon 
nichts mehr wissen. Um der Wirklichkeit nicht 
ins Auge blicken oder den Regierenden nicht 
widersprechen zu müssen, werden stattdessen 
die absurdesten Theorien erfunden. Preis­
erhöhungen aufgrund von Zöllen seien keine 

Inflation. Das ist ein Widerspruch in sich. Infla­
tion ist ein Mass der Preiserhöhung. Sprache wird 
aufgelöst. Schwarz ist nicht mehr schwarz.

Die Wirklichkeit hält sich aber nicht an unsere 
Sprachverdrehungen. Tatsächlich hat die Kern­
inflation seit Frühling ihren Rückgang beendet 
und steigt nun wieder. Kein Grund also, an 
bewährten Theorien zu zweifeln. Aber halt! Nach 
Meinung der Rechtspopulisten sind ja die Daten 
falsch. Wie liess Astrid Lindgren Pippi Lang­
strumpf singen? «Ich mach mir die Welt, widde­
widde wie sie mir gefällt.» Kinderbuchautoren 
wussten wohl schon immer, wie es geht. Nicht 
nur in Schweden oder Deutschland.

Sprachliche und sachliche Realitätsverwei­
gerung gehen aktuell Hand in Hand. Dagegen 
müssen wir Bürger uns wehren, denn sonst  
können wir keinen vernünftigen gesellschaft­
lichen Diskurs mehr führen. Ob linksautoritäre 
oder rechtspopulistische Sprachverdrehung tut 
dabei nichts zur Sache. «Woke» ist vielleicht zu 
Unrecht zum Schimpfwort geworden. Aber die 
linksautoritäre Sprachveränderung zur Volks­
erziehung hat unsere Gesellschaft polarisiert. 
«Joke» müsste man eigentlich das Gegenstück 
nennen, das in der Folge rechtspopulistische 
Sprachauflöser nicht nur in den USA betreiben. 
Aber auch das Auflösen von Sprache und Logik 
und das Leugnen von Fakten lösen kein einziges 
Problem. Im Gegenteil.

Staatlich verordnete Sprachveränderung ist 
deshalb nicht tolerierbar, weil sie unsere Wahr­
nehmungsmöglichkeiten verändern will. Sie ist 
ein schwerwiegender Angriff auf die Meinungs­
freiheit, weil sie uns bevormundet. Ohne gemein­
same Sprache und Akzeptanz von Daten fehlt uns 
die Grundlage für einen konstruktiven, gesell­
schaftlichen Dialog. Reale Probleme lassen sich 
so weder besprechen noch lösen.

Wahrhafte Demokraten lassen sich das nicht 
gefallen! Wir brauchen weder woke noch Joke! 
Weder in den USA noch bei uns!

Woke und Joke

Es war eine bemerkenswert radikale Ent­
scheidung: Nach der schwierigen Coronazeit 
drückte Starkoch Daniel Humm 2021 die 

Reset-Taste. Der Schweizer Foodkünstler richtete 
sein New Yorker Edellokal Eleven Madison Park 
völlig neu aus und kündigte an, fortan nur noch 
vegan aufzutischen respektive auf Fleisch, Fisch 
und andere tierische Produkte zu verzichten. Seine 
Begründung war nachvollziehbar: Angesichts  
des Klimawandels müsse Luxus anders definiert 
werden – mit nachhaltiger Speisekarte. Humm,  
der kulinarische Avantgardist, wurde dafür gefeiert.

Dieser Tage nun die Kehrtwende. Ab Mitte 
Oktober kommt in Humms Dreisternelokal  
(Menüpreis: 365 Dollar) nach vier Jahren Enthalt­
samkeit wieder Fleisch auf den Tisch. Immerhin 
versuchte der Schweizer Spitzenkoch gar nicht 
erst, das Ganze kommunikativ so zu verkaufen, als 
ginge es um einen wohldurchdachten Philosophie­
wandel. Er gestand, dass ihn knallharte wirtschaft­
liche Gründe zu diesem Schritt bewogen hatten. 
Der Schweizer Tausendsassa, der seit kurzem mit 
der US-Schauspielerin Annabelle Dexter-Jones 
verheiratet ist, hat den Markt schlicht falsch ein­
geschätzt. Private Bankette – eine relevante Ein­
nahmequelle in der Spitzengastronomie – gingen 
plötzlich nicht mehr so flockig ins Reservations­
buch ein wie zuvor. «Es ist schwierig, dreissig 
Personen für ein Geschäftsessen in ein pflanzen­
basiertes Lokal zu bekommen», erklärte der 
Schweizer Vorzeigekoch.

Dieser Entscheid löste eine Kontroverse aus.  
Die einen sehen den 48-Jährigen als Verräter,  
die Karnivoren klatschen schadenfreudig in die 
Hände vor Freude darüber, dass der Geläuterte  
mit seinem zukunftsgerichteten Ansatz gescheitert 
ist. Die Polarisierung zeigt sich auch hier.

Humms Rückkehr zum Fleisch mag wirtschaft­
lich Sinn machen – gleichzeitig ist sie eine subtile 
politische Ansage. Seine Spitzkehre trifft den Zeit­
geist und die Anti-woke-Stimmung, die seit dem 
Machtwechsel in Washington rund um den Globus 
wabert. Werte scheinen kein Langfristprojekt mehr 
zu sein, sondern ein Accessoire, das ausgewechselt 
wird, wenn es nicht mehr passt. 

Im Weissen Haus wird diese Formbarkeit  
von Haltungen ja täglich zelebriert, die Wirtschaft 
zieht nach. Globale Konzerne haben ihre über 
Jahrzehnte aufgebauten Diversity-Aktivitäten auf­
grund des Drucks aus Washington in Windeseile  
so radikal eingedampft, als habe es sie nie gegeben.  
Und auch in der Schweiz steigt der Frauenanteil in 
Geschäftsleitungen seit Jahren nur im Schnecken­
tempo. Dieselben Manager, welche die junge 
Klimaaktivistin Greta Thunberg 2020 am WEF 
umsäuselten und ihre Weitsicht lobten, spötteln 
heute beim Businesslunch gerne über die Schwe­
din. Internationale Konzerne reduzieren ihre 
Nachhaltigkeitsziele, fossile Brennstoffe sind  
wieder im Aufwind, Bundesrat Albert Rösti will  
das lange sakrosankte AKW-Verbot kippen.

Kurzum: Wir sind auf vielen Ebenen in einer 
Backlash-Phase. Wenn da ein veganer Über­
zeugungstäter von der Prominenz eines Daniel 
Humm plötzlich wieder tierisch kocht, kommt 
einem unweigerlich die Phrase «Where’s the beef?» 
in den Sinn. Wo ist die Substanz? Der 48-jährige 
Küchenpromi will zwar weiterhin seine veganen 
Menüs anbieten. Doch er ist sich der Wirkung sei­
nes U-Turns bewusst, wie er der «New York Times» 
verriet: «Ich habe ein bisschen Angst, dass die 
Leute sagen: ‹Oh, er ist ein Heuchler.›»

Viele Unternehmen opfern derzeit einen Teil 
ihrer Werte dem politischen Druck und der all­
gemeinen Rückkehr des Konservatismus. In der 
Post-Trump-Ära wird die eigentliche Akrobatik auf 
sie warten: die Kehrtwende von der Kehrtwende.
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